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27. Juli 2007
Pressemitteilung

Bildung von Regionalkreisen verfassungswidrig

Landkreistag Sachsen-Anhalt begrüßt Urteil des
Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern

„Die deutlichen Worte des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern zur Verfassungswidrigkeit der Bildung von fünf Regionalkreisen in Mecklenburg-Vorpommern werden von uns ausdrücklich begrüßt. Wir hoffen, dass damit auch in Sachsen-Anhalt die Diskussion um eine baldige neue Kreisgebietsreform ein Ende gefunden hat und die von einzelnen Landespolitikern erhobene Forderung nach Bildung von nur fünf Landkreisen endgültig vom Tisch ist“, stellte der stellv. Geschäftsführer des Landkreistages Sachsen-Anhalt Michael Struckmeier zu dem Urteil vom 26. Juli 2007 fest. 
Für die am 1. Juli 2007 neu gebildeten sachsen-anhaltinischen Landkreise sei es zur Entwicklung einer eigenen Kreisidentität und zum Aufbau einer effizienten Verwaltungsstruktur sehr wichtig, langfristig planen zu können und nicht schon jetzt wieder von der Landespolitik zur Disposition gestellt zu werden, so Michael Struckmeier. Die Entscheidung des Greifswalder Verfassungsgerichts habe deshalb auch für die Landkreise in Sachsen-Anhalt große Bedeutung.

Das Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern hatte in seinem Urteil vom 26. Juli 2007 u. a. festgestellt, dass Kreise so gestaltet sein müssen, dass es ihren Bürgern möglich ist, nachhaltig und zumutbar ehrenamtliche Tätigkeit im Kreistag und seinen Ausschüssen zu entfalten. Diesen Aspekt der bürgerschaftlich-demographischen Dimension der kommunalen Selbstverwaltung habe der Gesetzgeber in Mecklenburg-Vorpommern vernachlässigt. Es läge auf der Hand, dass eine ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied des Kreistages bei einer beträchtlichen Vergrößerung der Fläche eines Kreises (z. B. durch längere Fahrzeiten) erheblich erschwert werden kann. Vor allem aber müssen Kreise noch überschaubar sein, d. h. die Kreistagsmitglieder müssen sich auch über die Verhältnisse in entfernteren Bereichen des jeweiligen Kreises zumutbar eigene Kenntnis verschaffen können. Der Kreistag habe z. B. darüber zu befinden, wo er eine Straße bauen, wo er eine Schule einrichten lässt, wo er Jugendhilfe fördert und welches Museum er einrichtet oder weiter betreibt. Es sei zweifelhaft, ob die Kreistagsmitglieder diese Verantwortung jedenfalls in den größeren der neuen Kreise noch hinreichend wahrnehmen können. 
V. i. S. d. P.:

Stellv. Geschäftsführer Struckmeier, Telefon: 0391/5653130 u. 0171/6433201
Anlagen:
· Pressemitteilung des LVerfG M.-V. vom 26. Juli 2007
· Pressemitteilung des DLT vom 26. Juli 2007
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Pressemitteilung

Kreisgebietsreform verfassungswidrig. Neue Großkreise dürfen nicht gebildet werden. 

Durch Urteil vom heutigen Tag hat das Landesverfassungsgericht den Verfassungsbeschwerden von elf Landkreisen und den Normenkontrollanträgen von 24 CDU-Abgeordneten des 4. Landtages stattgegeben. 

Der Landtag hat im April 2006 das Gesetz über die Funktional- und Kreisstrukturreform des Landes Mecklenburg-Vorpommern als Teil des Gesetzes zur Modernisierung der Verwaltung des Landes Mecklenburg-Vorpommern verabschiedet. In § 72 des Gesetzes ist bestimmt, dass mit Wirkung ab dem Tag der nächsten Kommunalwahlen im Jahre 2009 die bestehenden zwölf Landkreise aufgelöst werden. Aus ihnen werden fünf neue Kreise gebildet. In die neuen Kreise werden die bestehenden sechs kreisfreien Städte eingegliedert. 

Die Landkreise und die Abgeordneten haben die Auffassung vertreten, dass das in Art. 72 der Landesverfassung den Kreisen gewährleistete Recht auf kommunale Selbstverwaltung durch die Bildung der neuen Großkreise verletzt werde. Das Landesverfassungsgericht hat ihnen Recht gegeben und ausgesprochen, dass die §§ 72 bis 77 des Gesetzes über die Funktional- und Kreisstrukturreform mit der Landesverfassung nicht vereinbar sind. 

Das Landesverfassungsgericht hat zunächst hervorgehoben, dass der Gesetzgeber aufgrund der Daten zu Fläche und Bevölkerung des Landes und im Hinblick auf die Haushaltslage sowie die Organisation der Landesverwaltung fehlerfrei von einem Anlass zur umfassenden Modernisierung der Verwaltung - sowohl des Landes wie auch seiner Kommunen - ausgegangen ist. Die Regelungen über die Kreisgebietsreform sind aber verfassungswidrig, weil der Gesetzgeber wesentlichen Belangen der den Kreisen durch Art. 72 Abs. 1 der Landesverfassung gewährleisteten kommunalen Selbstverwaltung nicht mit dem ihnen zukommenden Gewicht Rechnung getragen hat. 

Kreise müssen so gestaltet sein, dass es ihren Bürgern möglich ist, nachhaltig und zumutbar ehrenamtliche Tätigkeit im Kreistag und seinen Ausschüssen zu entfalten. Diesen Aspekt der bürgerschaftlich-demokratischen Dimension der kommunalen Selbstverwaltung hat der Gesetzgeber vernachlässigt. 

Es liegt auf der Hand, dass eine ehrenamtliche Tätigkeit als Mitglied des Kreistages bei einer beträchtlichen Vergrößerung der Fläche eines Kreises (z.B. durch längere Fahrzeiten) ebenso beträchtlich erschwert werden kann und vielfach wird. Vor allem aber müssen Kreise noch überschaubar sein, das heißt die Kreistagsmitglieder müssen sich auch über die Verhältnisse in entfernteren Bereichen des jeweiligen Kreises zumutbar eigene Kenntnis verschaffen können. Der Kreistag hat zum Beispiel darüber zu befinden, wo er eine Straße bauen, wo er eine Schule einrichten lässt, wo er Jugendhilfe fördert und welches Museum er einrichtet oder weiter betreibt. Es ist zweifelhaft, ob die Kreistagsmitglieder diese Verantwortung jedenfalls in den größeren der neuen Kreise noch hinreichend wahrnehmen können. 

Ist aber die kommunale Selbstverwaltung der Kreise durch die Bildung von fünf neuen Großkreisen in erheblichem Maße negativ betroffen, könnte dies verfassungsrechtlich allenfalls hingenommen werden, wenn in das Gesetzgebungsverfahren die kommunale Selbstverwaltung schonendere Alternativen einer Kreisgebietsreform eingeführt worden wären. Dies ist indessen nicht geschehen. Der Gesetzgeber war von vornherein auf vier Großkreise, die an die bestehenden Planungsregionen anknüpfen, fixiert. Er legte sich dann auf fünf Kreise fest, nachdem die Regierungskoalition sich darauf verständigt hatte. 

Da die Vorschriften des Verwaltungsmodernisierungsgesetzes überwiegend an die für verfassungswidrig befundene Kreisgebietsreform anknüpfen, hat das Landesverfassungsgericht zugleich ausgesprochen, dass das gesamte Verwaltungsmodernisierungsgesetz - von einigen Ausnahmen abgesehen - gegenstandslos ist. Unberührt bleibt insbesondere die bereits in Kraft getretene so genannte Funktionalreform II, soweit Aufgaben der Kreise auf die Ämter und die amtsfreien Gemeinden übertragen worden sind. 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern hat den beschwerdeführenden Landkreisen und den Antragstellern im Normenkontrollverfahren ihre außergerichtlichen Kosten (insbesondere die Kosten ihrer Verfahrensbevollmächtigten) zu erstatten. 

Die Entscheidung ist mit sechs Stimmen gegen eine Stimme ergangen. 

Die beim Landesverfassungsgericht noch anhängigen Verfassungsbeschwerden von vier kreisfreien Städten, die sich im Kern gegen ihre Einkreisung - also die Aufhebung ihrer Kreisfreiheit - wenden, sind mit der Verkündung des Urteils vom heutigen Tage zugleich erledigt. Dürfen die neuen Großkreise nicht gebildet werden, ist die Einkreisung der sechs kreisfreien Städte hinfällig. 

Aktenzeichen: LVerfG 9/06, LVerfG 10/06, LVerfG 11/06, 

LVerfG 12/06, LVerfG 13/06, LVerfG 14/06, 

LVerfG 15/06, LVerfG 16/06, LVerfG 17/06 

 vom 26.7.2007 

PRESSEMITTEILUNG
des Deutschen Landkreistages

Scheitern der Kreisgebietsreform in Mecklenburg-Vorpommern hat bundesweite Auswirkungen

Landesverfassungsgericht bestätigt Auffassung der Landkreise zur Verfassungswidrigkeit der Kreisgebietsreform 

Der Deutsche Landkreistag (DLT) hat die heutige Entscheidung des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern zur Kreisgebietsreform begrüßt  und dem Urteil Signalwirkung für die Verwaltungsreformüberlegungen in anderen Bundesländern beigemessen. Am Rande der Urteilsverkündung sagte DLT-Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hans-Günter Henneke in Greifswald: „Damit ist die Gebietsreform in der beabsichtigten Form vom Tisch. Das Gericht hat unsere Auffassung bestätigt und die Kreisgebietsreform des Landes als verfassungswidrig eingestuft. Insbesondere ist gegen das Prinzip der Überschaubarkeit verstoßen worden, wonach eine ehrenamtliche demokratische Teilhabe der Bürger im Kreistag und in seinen Ausschüssen durch zu großräumige Gebietsstrukturen nicht von vornherein unmöglich gemacht werden darf.“ 

Vor diesem Hintergrund seien schonendere Alternativen, die das Selbstverwaltungsrecht der Landkreise weniger beeinträchtigt hätten, nicht in Betracht gezogen worden. Henneke erläuterte, dass die Richter dem Selbstverwaltungsrecht der Landkreise klar den Vorrang eingeräumt hätten. Insofern bestehe zwischen dem Recht der Gemeinden und dem der Landkreise auf die eigenverantwortliche Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben kein Unterschied. „Über die Landkreise als Einheiten mit dem Recht kommunaler Selbstverwaltung können die Landesgesetzgeber nicht hinweggehen. Dies hat Ausstrahlungswirkung auf andere Bundesländer wie etwa Schleswig-Holstein oder Sachsen, in denen Überlegungen zur Reformierung der Landesverwaltung unter Einschluss der Option einer Neugliederung der Gebiete der Landkreise angestellt werden.“ 

Die Richter hätten im Kern des Urteils deutlich gemacht, dass sich Gebietsneugliederungen immer am Prinzip der Überschaubarkeit messen lassen müssten. „Insofern ist die Bildung von Regionalkreisen in Mecklenburg-Vorpommern in der vielfachen Größe des Saarlandes verfassungswidrig und hat schlichtweg mit politischer Teilhabe der Bürgerschaft als unmittelbare Dimension von Demokratie vor Ort nichts mehr zu tun“, so Henneke. 

Zum Hintergrund: Das Landesverfassungsgericht in Greifswald hat am Vormittag das vom Landtag im April 2006 beschlossene Gesetz zur Modernisierung der Landesverwaltung für verfassungswidrig erklärt. Damit entsprach es überwiegend der Verfassungsbeschwer von elf Landkreisen sowie 24 ehemaligen CDU-Landtagsabgeordneten gegen die Kreisgebietreform. Vorgesehen war unter anderem ein Zusammenschluss der derzeit zwölf Landkreise und sechs kreisfreien Städte zu fünf Großkreisen. 

Berlin, den 26. Juli 2007 

	Albrechtstr. 7
39104 Magdeburg

Tel. (0391) 56 53 1 - 0

Fax (0391) 56 53 1 – 90

mail@lkt.komsanet.de

http://www.komsanet.de
Stadtsparkasse Magdeburg
Kto. 37 003 087 

BLZ 810 532 72

	



_1138768756.bin

